
Franziska Herren hatte keinen
leichten Stand. Die Initiantin
der Trinkwasserinitiative stellte
sich in einem Podiumsgespräch
angehenden Agrotechnikern.
Diese hatten den Anlass zusam-
men mit dem Verein der Studie-
renden der Agrar- und Lebens-
mittelwissenschaften der ETH
organisiert. Tatsächlich schien
ihr ein Grossteil der Studenten-
schaft eher kritisch gesinnt zu
sein. Sie lachten über die Anspie-
lungen und Witze des Modera-
tors. Es war Adrian Krebs, Chef-
redaktor der «Bauernzeitung».
Auch er zeigte sich deutlich als
Gegner Herrens. Doch dazu spä-
ter mehr.

Anliegen der Initiative
Zunächst führte Herren die

Motivation und die Anliegen ih-
rer Initiative vor. «Konsumentin-
nen und Konsumenten sind nicht
offen und ehrlich darüber infor-
miert, dass die heutige Landwirt-
schaft von Importfutter, Antibio-
tika und Pestizid abhängig ist und
darüber, was sie dadurch verur-
sacht», sagte sie.

Die Landwirte würden «pro
Jahr über eine Million Tonnen
Futtermittel importieren, damit
sie ihre Nutztiere ernähren kön-
nen». Es habe für die Umwelt und
für «unsere Gesundheit Folgen,
wenn ein Tier nicht dort lebe, wo
sein Futter wachse». Denn da-
durch sei der Nährstoffkreis
nicht geschlossen, und es entste-
he ein Überschuss an Gülle und
Ammoniak. Das wiederum belas-
te das Klima, die Biodiversität
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Am Podiumsgespräch zur
Trinkwasserinitiative dis-
kutierten Initiantin Fran-
ziska Herren und SVP-Kan-
tonsrat Martin Haab die
Hauptanliegen der Trink-
wasserinitiative. Zudem
ging es um die Interpreta-
tion des Initiativtexts.
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und eben das Trinkwasser. «Die
Schweizer Bevölkerung unter-
stützt die Landwirtschaft seit
1996 jährlich mit Milliarden
Franken an Subventionen, damit
sie nachhaltiger und ökologi-
scher Lebensmittel produziert
und das Tierwohl respektiert»,
sagte Herren. Die vom Bundes-
amt für Umwelt festgelegten Um-
weltziele habe die Landwirt-
schaft trotzdem nicht erreicht.
Deshalb fordert Herren mit ihrer
Initiative, dass nur noch Land-
wirte «Subventionen» erhalten,
die «die Biodiversität erhalten,

pestizidfrei produzieren, einen
Tierbestand haben, der mit dem
auf den Betrieben produzierten
Futter ernährt werden kann und
die ohne den Einsatz von pro-
phylaktischen Antibiotika aus-
kommen.»

«Spielregeln ändern»
Herren fügte an, dass der Ini-

tiativtext so «angelegt» sei, dass
es auch nach einer allfälligen An-
nahme möglich sein werde, re-
gional Futtermittel zu kaufen und
zu verkaufen. Zudem verstehe
die Initiative unter «Pestizide»

nur chemisch-synthetische Stof-
fe. Dass also Pflanzenschutzmit-
tel, die im Biolandbau erlaubt sei-
en, auch laut dem Initiativtext
nicht als «Pestizid» verstanden
würden. Dieser Punkt komme im
Initiativtext nicht heraus, sagte
Moderator Krebs. Es sei unklar,
was als «Pestizid» gelte, und es
sei «ein bisschen schwierig, wenn
man die Regeln während des
Spiels ändert, beziehungsweise
den Text ein bisschen flexibel in-
terpretiert». Er fragte Herren
zwei Mal, ob sie den Initiativtext
heute anders formulieren würde,

worauf sie eine ausweichende
Antwort gab. Dass der Modera-
tor die Befürworterseite in dieser
Art in die Enge trieb, wurde nicht
nur als positiv erlebt. Nach weite-
ren Vorkommnissen dieser Art
drohte Herren, den Saal zu ver-
lassen, und Stimmen aus dem Pu-
blikum forderten eine neutralere
Moderation.

«Abwälzen auf Ausland»
Als das gewährleistet wurde,

kamen auch die Gegner der Ini-
tiative zu Wort, zum Beispiel
Martin Haab. Er ist Milchprodu-
zent, Zürcher SVP-Kantonsrat
und Präsident von BIG-M. Als
praktizierender Landwirt lehne
er die Initiative ab, sagte er. Sie
suggeriere etwas, das nicht
durchgesetzt werden könne,
«wenn wir Leute ernähren wol-
len». Die Initiative gehe von
Voraussetzungen aus, die nicht
zu Ende gedacht seien. Würde die
Initiative angenommen, würde
eine Schicht Bauern «auf Direkt-
zahlungen verzichten und Voll-
gas produzieren, also mit dem
Pflanzenschutzmittel-Einsatz bis
ans Maximum gehen», sagte er.
Insgesamt würde die Produktion
in der Schweiz um 20 bis 30 Pro-
zent zurückgehen, was zu noch
mehr Lebensmittelimporten füh-
ren würde. Damit würden wir die
Probleme rund um die Umwelt-
belastung einfach aufs Ausland
abwälzen.

Auch die Forderung, dass Bau-
ern nur noch Direktzahlungen
erhalten sollen, wenn sie auf den
Einsatz von prophylaktischen
Antibiotika verzichten, gab zu re-
den. Herren sprach davon, dass
dieser Einsatz zu antibiotikare-
sistenten Bakterien führe, die
über die Gülle in die Böden und
von dort ins Trinkwasser gelan-
gen würden.

Haab hielt dagegen, dass der
Einsatz von Antibiotika in der
Schweiz in den letzten zehn Jah-
ren um 40 Prozent gesunken sei,
während er in der Humanmedi-
zin gestiegen sei.

Als neutrale Instanz war der
ETH-Professor für Agraröko-
nomie und Agrarpolitik, Ro-
bert Finger, eingeladen. Er sag-
te, dass er sich als Deutscher
als Einziger nicht entscheiden
müsse, wie er abstimme. Und
er zeigte für beide Seiten Ver-
ständnis. «Die Umweltziele
sind in der Landwirtschaft
nicht erreicht worden, das ist
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ein Problem. Denn damit wur-
de ein Verfassungsauftrag
nicht erfüllt», sagte er. Darin
sehe er den Grund für Initiati-
ven zum Thema. Auf der ande-
ren Seite «gehören Pflanzen-
schutzmittel und Antibiotika
zu einer nachhaltigen Land-
wirtschaft», wie er sagte. Der
Bund habe ausserdem bereits
einige Programme lanciert, die

in die richtige Richtung gingen.
Zum Beispiel die Grasland-ba-
sierte Milch- und Fleischpro-
duktion oder vergleichbare
Ressourcenprojekte im Be-
reich Pflanzenschutz. Das sei
wichtig. Denn die Agrarpolitik
müsse auf die Anliegen der Ge-
sellschaft eingehen, sonst ver-
liere die Landwirtschaft die
Akzeptanz. jul
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Dringend nötig oder nicht umsetzbar?
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